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und

Wege

Organisation

Rahmenbedingungen 

der Meldekontrollen

Zielsetzungen

Wege zur Ziel-

Erreichung

Umsetzung

Ziel 1:

Melderecht

einhalten

Meldemoral 

verbessern

Weg 1:

Präventiv-

wirkung

Planung

im 

Vor-

feld

INFO an die Betriebe!!!

(Gesetz, Pflichten ... Strafen)

Folge: Ankündigung der Kontrollen

bewirkt idR Anstieg der Meldemoral

Gesamt-Zeitrahmen soll nicht be-

kannt sein; uU zugleich mehr. Prüfer

genauer Zeitpunkt soll nicht be-

kannt oder kalkulierbar sein

(Unterbrechungen)

Häufigkeit soll nicht abschätz-

bar sein (unabh. v Beanstandung)

Wochenende, Feiertage

Weg 2:

effektive

und ernst-

hafte Erhe-

bungs-

methoden

Betriebe, anfällige Betr. (Meldeerfahrungen)

Auslastungserfahrungen

Lageplan, Karten

Zimmerverzeichnis - Bettenzahlen, 

Prospekte, Online-Infos

Intensität der Erhebungs-

arbeit = Ernsthaftigkeit

Besuchshäufigkeit bei den Betrieben

Infos dokumentieren und verwerten (PKWs,

"ausgebucht"-Infos des TV)

Weg 3:

Veran-

lassungen,

Sanktionen

Bericht des Gemeindebundes mit Niederschriften

über festgestellte Meldeverstöße..... ==> strafrechtl.

Würdigung durch  BH (Erstfall: Anregung der 

Gemeinde: "Verwarnungsbescheid" - Nr. 102)

Wiederholung der Kontrollen

keine Sanktion, aber angemessen: 

Nächtigungsabgabeprüfungen

Ziel 2:

Abgaben-

gerechtigkeit

Nächtigungs-

abgabe-

prüfungen

Auswertung der Ergebnisse

von den Meldekontrollen

festgestellte Verstöße: strafrechtl. Würdigung durch

die BH (Erstfall: Anregung d Gde: "Verwarnung")

Nächtigung der Prüfer außerhalb der Gde erwünscht? Hilfe b Quartiersuche?

Vorinformationen von der Gde (örtl. u zeitl. Besonderheiten; Veranstaltungen,

Beobachtungen usw.)

Besuchshäufigkeit bei den Betrieben

gesamter Zeitrahmen (Einsatztagevolumen, Länge der Einsatzblöcke, inhaltl.

Anforderungen an einzelne Blöcke)

Kooperation mit dem TV

Datenbasis Org.: Einrichtungen, Adressen, Personen, Zuständigkeiten, Tel., 

E-Mail, Zeiten, ...

Ergebnisse und Berichterstattung: wer, wann, wo; Inhalte; Absprachen

Sonderaufträge? (Almhütten, "Nicht-Vermieter", ...)

Wichtigkeit der Info-Funktion?

Vorgangsweise bei Verstößen:

Regelung über Mitteilung an die BH:

Erstfall: Verwarnung anregen; Info über Ladung zur Gemeinde 

(nachweisl. Belehrung)

Folgeverstöße: Obiges kommt erschwerend hinzu
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Inhalte (zB)

Rechtsgrundlagen

für

Meldekontrollen

& Nachschauen

§ 10 Abs 6:

Einsichtnahme in die Gästeblattsammlung

§ 12 Abs 2:

Auskunftspflichten des Unterkunftgebers

§ 10 Abs 7:

Datenzugriff auf Meldedaten

§ 12 Abs 1:

Identitätsnachweis durch Unterkunftnehmer

§ 7 Abs 2:

Nachweise vorlegen; Auskünfte erteilen,

Zutritt zu den für Übernachtungen

bereitgestellten Räumlichkeiten

§ 120 LAO:

Ausweispflicht des Organs der Abgabenbehörde

§ 92 LAO:

alles zur Abgabemessung Wichtige ist zu sammeln

§ 114 LAO:

Grundstücke u Gebäude betreten, Auskünfte, Hilfsmittel

§ 117 LAO:

Auskunftspflicht (inkl Unterlagenvorlage!) trifft

jedermann - auch "private Familiengäste" usw.; 

Mitbewerber uU als Zeugen)

§ 118 Abs 2 LAO:

Gebäude, Grundstücke und Betriebe betreten, alle

abgabenverwaltungserheblichen Unterlagen einsehen,

auch "private Räume" (nicht nur Geschäfts- und

Betriebsräume iS des § 114 Abs 1 LAO)

§ 134 LAO:

Zeugen (Wahrheitspflicht; Vorladung, schriftl. § 138,

Zwangs- u StGB-Strafen, Weigerung: verursachte Kosten!)

Aufzeichnungen

leere Zimmer

Belegungsausmaß voller Zimmer

Schlüssel(dienst)

PKWs

Frühstücke, Gedecke

Schistall, Fahrräder

Personen befragen: Unterkunftgeber, 

Dienstnehmer, Gäste, Zeugen 

usw. usw. ...
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Gästeblätter

Pflichten der 

Beherbergungs-
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Meldegesetz 1991

Stmk. LAO

An- und Abmeldung je binnen 3 Tagen (§§ 3, 4, 4a Meldegesetz 1991)

Anmeldung

- auch unent-

geltl. Nächtigg

meldepflichtig!

§ 10 MG 1991

unverzüglich nach

der Ankunft 

(§ 5 Abs 1 MG 1991)

behördl. signierte lfd. durchnum-

merierte Gästeblatt-Slg § 10 Abs 1,

fortlaufend eingetragen Abs 3, voll-

ständige Ausfüllung inkl Unterschrift

(§ 10 Abs 5)

§ 10 Abs 6: Einsicht jederzeit 

für den Moment keine weitere melde-

rechtliche Aufzeichnung erforderlich

EDV: jederzeit Datenzugriff; Ausdruck

mit Unterschrift des Unterkunftnehmers

ist erforderlich! (§ 10 Abs 7 Satz 2,

zweiter Halbsatz MG 1991)

wenn erst max. 

binnen 24 Std.:

vom Gästeblatt

her ok (§ 5 

Abs 1 MG 1991);

aber:

!!!   Aufzeichnungen für 

§ 12 Abs 2 Z 1-Auskünfte

aktuelle Unterkunftgewährung: unver-

züglich Auskunft über Namen und

Geburtsdatum der Unterkunftnehmer

§ 12 Abs 2 Z 1 MG 91 - 

auch vor (!) 24 Std ab Ankunft

aktuelle Unterkunftnehmer: unver-

züglich öff. Urkunden zum Identitäts-

nachweis - § 12 Abs 1 MG 91

Weigerung des

Unterkunft-

nehmers

unverzügliche Benachrichtigungspflicht

des Beherbergungsbetriebsinh. (Beauf-

tragten) an Meldebeh. oder Gendarmerie/

Polizei - § 7 Abs 6 MG 91

Abmeldung § 5

Abs 2 MG 1991

24 Std vor bis unmittelbar nach der Abreise

Offenlegungs-

pflicht: § 95 LAO

Bestand und Umfang einer Abgabepflicht

(vollständig, wahrheitsgemäß)

(Melde- und Abgabenaufzeichnungen,

Zimmer- u Reservierungslisten)

Aufzeichnungs-

pflicht gemäß

§ 101 LAO zur

Erfassung der

abgabepflicht.

Tatbestände

geordnete Zeitfolge, lückenlos, richtig, zeitgerecht;

Einnahmen mind. täglich - § 103 Abs 1 Z 2 LAO

gebunden geführte Aufz.: fortlaufend nummeriert

lose Blätter: fortlfd. Verz. - § 103 Abs 1 Z 4 LAO

geordnete Aufbewahrung, dass Überprfg jederzeit

mögl. ist: § 103 Abs 1 Z 5 LAO

leicht entfernbare Schreibmittel unzulässig, keine

Lerrräume, keine unleserlichen Streichungen, Ra-

dierungen, Änderungen - § 103 Abs 1 Z 6 LAO

EDV: Anforderungen s.o. Nachweis vollständiger u.

richtiger Erfassung aller Vorgänge soll sicher und

leicht geführt werden können - § 103 Abs 2 LAO

(inhaltsgleiche, vollständige u geordnete Wiedergabe

muss jederzeit möglich sein; vollständige u richtige

Erfassung zu sichern; Beibringung dauerhafter ohne

Hilfsmittel lesbarer Wiedergaben - § 103 Abs 3 LAO)

Aufbewahrungs-

pflicht

§ 104 LAO - 7 Jahre

§ 10 Abs 6 MG 1991: 3 Jahre
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§ 22 Abs 6

Das Verwaltungsstraf-

verfahren obliegt der

Bezirksverwaltungs-

behörde.

§ 12 NFWAG 1980

Bezirks-

verwaltungs-

behörde straft

Stmk. LAO

§ 25 VStG 1991:

"(1) Verwaltungsübertretungen SIND

mit Ausnahme des Falles des § 56 

VON AMTS WEGEN zu verfolgen.

(2) Die der Entlastung des Beschul-

digten dienlichen Umstände sind in 

gleicher Weise zu berücksichtigen

wie die belastenden."

Straf-

bestimmungen

gemäß § 22 Abs 1 Strafen bis 726 €, im WH-Fall bis 2.180 €:

Z 1: Nichterfüllung einer Meldepflicht nach §§ 3, 4, 5 oder 6

       (An-/Abmeldg in Whg, Beherbergungsbetr u Fremde mit

       behördl. bewilligungspflichtiger Erwerbstätigkeit)

Z 2: Anmeldung ohne Unterkunftnahme

Z 3: Abmeldung ohne Unterkunft-Aufgabe

Z 4: Angabe unrichtiger Identitätsdaten iSd § 1 Abs 5

Z 5: unvollständige Gästebl.-Ausfüllung (§ 7 Abs 5); nicht ord-

       nungsgemäß aufgelegte Gästeblatt-Slg (§ 10 Abs 1);

       Nichtaufbewahrung oder Nicht-Einsichtgewährung in die

       Gästeblattsammlung (§ 10 Abs 6)

Z 6: kein Identitätsnachweis durch Unterkunftnehmer (§ 12 Abs 1)

Z 7: Nichterfüllung der Auskunftspflicht (§ 12 Abs 2) durch den

       Unterkunftgeber 

gemäß § 22 Abs 2 Strafen bis 360 €, im WH-Fall bis 1.090 €:

Z 1: Nichtvorlage v Identitätsdaten b Whgs-Anmeldung § 3 Abs 3

Z 2: Nichterfüllung d Ummeldung b Namens- u Staatsangehörigkeits-

       wechsel (§ 11 Abs 1) oder Hpt-Wohnsitzaufhebung § 17 Abs 4

Z 3: Nichtunterfertigung der MZ durch d Unterkunftgeber

Z 4: ungerechtfertigte Unterfertigung der MZ durch d Unterkunftgeber

Z 5: unterlassene Mitteilung über Verletzg der Meldepflicht § 8 Abs 2

Z 6: Gästeblätter-Nichteintragung, unterlassene Mitteilung über die

       Verletzung der Meldepflicht (Verstoß gg § 7 Abs 6); Zugänglich-

       machen ausgefüllter Gästeblätter (Verstoß gg § 10 Abs 2)

gemäß § 12 Strafen bis 2.180 € bei Verstößen gegen:

       § 4 Abs 2 u 3: Einhebungspflicht und Abfuhrhaftung

       § 5: Übernachtungsaufzeichnungen, Vj-Zlg, Jahreserkl.

       § 7 Abs 2: Unterlagenvorlage, Zutritt zu Räumlichkeiten

       (Strafen fließen dem Land zu)

Verwaltungs-

strafen

(BH)

gemäß § 240 Abs 2 iVm Abs 1 lit a bis 767 € Strafe:

Nichtentrichtung von Abgaben binnen 5-Tagesfrist

gem. § 240 Abs 2 iVm Abs 1 lit b bis 4.360 € Strafe:

durch wissentlich unrichtige Angaben ungerechtfertigt 

erwirkte Zahlungserleichterungen (fehlende Erklärung)

gemäß § 240 Abs 2 iVm Abs 1 lit d bis 767 € Strafe:

nicht erkennbare Ausweisung enthaltener landesrechtl.

geregelter Abgaben

Abgabenstraf-

verfahren (BH)

§ 241 - Bestimmungen des VStG 1950 für

das Abgabenstrafverfahren

LAO-"Strafen"

(Bürgermeister)

§ 89: Zwangsstrafe bis 1.454 €

§ 90: Ordnungsstrafe bis 145 €

(beides eigentlich Verfahrenshilfsmittel)

Legalitätsprinzip, Offizialprinzip, Inquisitionsprinzip-

Gewaltmonopol des Staates:

= Anspruch auf behördliches Tätigwerden; daher ...

AnzeigePFLICHT (!!) des Bürgermeisters:

als Meldebehörde und als Abgabenbehörde!

Nichtanzeige: Gefahr des Amtsmissbrauches iSd StGB,

da die Verfolgung im Staatsinteresse liegt! (s.o.)

"Kompromiss": Bgm kann bei (verpflichtend zu erstellen-

der!) Anzeige anregen, dass bei (bloß aus dem Blickwin-

kel der Abgaben- und Meldebehörde!) geringfügig erach-

teten Verstößen im Sinne des § 21 VStG 1991 im Erstfall

von der Einleitung und Durchführung eines Strafver-

fahrens abgesehen werden möge

****************************************************************

***    Daher: Muster Nr. 102 = Info an die BH mit der 

***    Anregung, vorerst keine Strafe zu verhängen,

***    aber eine Verwarnung auszusprechen!!

****************************************************************

(§ 56 VStG 1991: Privatanklagedelikt der Ehrenkränkung)
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